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Für den Verlag Dr. Otto Schmidt KG und die Zeitschrift Der Betrieb 
begrüßte Nora Netzer die Teilnehmer. Einleitend unterstrich WP/
StB Dr. Henrik Solmecke (Geschäftsführer der IDW Akademie) die 
Rolle des IDW, insbesondere bei der Abschlussprüfung.1 Solmecke 
berichtete dazu, dass das IDW aktuell zu Going-Concern-Fragen 
einen Katalog mit Fragen und Antworten herausgegeben habe. 
Außerdem verwies er auf den aktuellen Standard IDW S 16 (zu §  1 
StaRUG). Danach begrüßte Moderator Prof. Dr. Georg Bitter (Uni-
versität Mannheim) die Teilnehmer und wies – zutreffend – darauf 
hin, dass ein straffes und praxisnahes Programm bevorstehe.

Das erste Referat hielt Prof. Dr. Heinrich Schoppmeyer (Vorsit-
zender Richter am Bundesgerichtshof, IX. Zivilsenat). Schoppmey-
er behandelte die Entscheidung des BGH vom 17.07.2025 zur Teil-
barkeit des Werklohnanspruchs in der Insolvenz.2 Einführend 
unterstrich er, dass §  103 InsO einen – beiderseits – nicht vollstän-
dig erfüllten Vertrag voraussetzt. Der BGH vertritt einen sehr wei-
ten Begriff der Teilbarkeit. Mit Insolvenzeröffnung wird ein Werk-
vertrag in Bezug auf die vorinsolvenzlichen Werkleistungen, die 
noch nicht vollständig erfüllt sind, und etwaige Tätigkeiten nach 
Insolvenzeröffnung automatisch aufgespalten. Da bereits die Er-
öffnung des Insolvenzverfahrens und nicht erst die spätere Erfül-
lungswahl (oder Ablehnung) zu einer Aufspaltung des einheit
lichen Vertragsverhältnisses führt, setzt die Durchsetzung des 
Vergütungsanspruchs für den vor Eröffnung des Insolvenzverfah-

1	  �Prägnante Zusammenfassung des IDW dazu vom 14.05.2025 auch auf  
der Website des IDW (aktuell).

2	  BGH, IX ZR 70/24 = BGHZ 244, 233.

rens vom Schuldner erbrachten Teil der Leistung keine Abnahme 
dieser Teilleistung voraus. Auf Frage eines Teilnehmers (es waren 
auch Fragen zwischendurch erlaubt und ausdrücklich erwünscht, 
so Bitter), was in einem Fall gelte, in dem der Schuldner eine Un-
bedenklichkeitsbescheinigung nicht mehr vor Insolvenzeröffnung 
erstellt habe, antwortete Schoppmeyer, dass das möglicherweise 
kein Fall des §  103 InsO sei. Die Unbedenklichkeitsbescheinigung 
(abhängig vom Einzelfall und von dem genauen Inhalt des Ver-
trags) würde im Zweifel ohne Entgelt geschuldet sein. Das könnte 
dafür sprechen – vorbehaltlich weiterer Prüfung –, dass der An-
wendungsbereich des §  103 InsO gar nicht eröffnet sei. Die vorste-
hend skizzierte Rechtsprechung sei dann nicht einschlägig. Da-
nach besprach Schoppmeyer die Entscheidung des BGH zum Rang 
von Forderungen von Aktionären (Wirecard).3 Schadenersatzfor-
derungen der Aktionäre im Zusammenhang mit dem Erwerb einer 
Aktionärsstellung sind nach der angegebenen BGH-Entscheidung 
nachrangig. Auch hierzu ließ Schoppmeyer direkt Fragen zu und 
diskutierte offen mit den Teilnehmern: Ein Teilnehmer warf die 
Frage auf, ob die Nachrangforderungen – vorinsolvenzlich – in die 
Überschuldungsprüfung nach §  19 InsO einzustellen seien. 
Schoppmeyer äußerte die Ansicht, dass diese Verbindlichkeiten – 
vorinsolvenzlich – als echte Verbindlichkeiten in der Überschul-
dungsprüfung nach §  19 InsO zu berücksichtigen seien.4 In der 

3	  BGH v. 13.11.2025 – IX ZR 127/24 = ZIP 2025, 2959.
4	  �Vgl. dazu auch BGH v. 23.09.2010 – IX ZB 282/09 zum zulässigen 

Insolvenzantrag eines Nachranggläubigers im Rang des §  39 Abs.  1 Nr. 5 
InsO a. F., auch ohne Befriedigungsaussicht im angestrengten 
Insolvenzverfahren.
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Klare Standpunkte und 
fruchtbare Diskussionen 

Düsseldorf. Die diesjährige Fachtagung Unternehmenssanierung fand am 24.04.2026 in Düsseldorf statt. Insgesamt neun 

Referenten widmeten sich folgenden Themen: aktuelle BGH-Rechtsprechung zum Insolvenzrecht (IX. Zivilsenat), Stand der 

Evaluation des StaRUG, Zahlungsunfähigkeit, aktuelle Standards des IDW (Restrukturierungsplan, Vergleichsrechnung, 

Going Concern), nachhaltige Sanierung/ESG, Unternehmensbewertung, Sanierungssteuerrecht, Haftungsrisiken für Berufs-

träger in der Mandantenkrise, Geschäftsleiterhaftung und Einsatz von KI.

Text: Rechtsanwalt Dr. Dietmar Rendels, RST Rendels Körner & Partner mbB, Rechtsanwälte – Wirtschaftsprüfer – Steuerberater, Köln
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Wirecard-Entscheidung hatte der BGH allerdings die Frage, ob 
kapitalmarktrechtliche Schadenersatzforderungen (ehemaliger) 
Aktionäre den Rang des §  199 Satz 2 InsO (Berücksichtigung erst 
nach einer Schlussverteilung aus dem verbleibenden Überschuss) 
oder den Rang des §  39 Abs.  1 Nr. 5 InsO (ggf. analog) haben, ex-
plizit offengelassen.5 

Aktuelle Rechtsprechung des BGH 
zur Insolvenzanfechtung

Weiter besprach Schoppmeyer eine Entscheidung des BGH zu 
Drittschuldnerzahlungen nach Insolvenzeröffnung.6 Der Sach-
verhalt: Der Insolvenzschuldner (Bauleiter) vereinbarte mit sei-
nem Sohn, dem späteren Beklagten, dass der Sohn die erbrachten 
Leistungen gegenüber den Auftraggebern in Rechnung stellen 
solle. Dementsprechend legte der Sohn die Rechnungen und er-
hielt insgesamt rd. 52.000 Euro von den Auftraggebern. Der 
Schuldner hatte ein erstes Insolvenzverfahren (ohne Restschuld-
befreiung) durchlaufen (2009). Auf Eigenantrag vom 11.07.2017 
eröffnete das Insolvenzgericht am 22.08.2017 ein zweites Insol-
venzverfahren. Circa 34.000 Euro entfielen auf Zahlungen an den 
Sohn nach Insolvenzeröffnung. Der Kläger (Insolvenzverwalter 
im zweiten Insolvenzverfahren über das Vermögen des Bauleiters) 
verlangte vom Beklagten (Sohn) die Rückgewähr der vereinnahm-
ten rd. 52.000 Euro. Der BGH hatte nur noch über die Zahlungen 
nach Insolvenzeröffnung zu befinden. Schoppmeyer unterstrich 
zur Rechtslage, dass eine Insolvenzanfechtung nach §  134 InsO 
ausscheide. Schon die Ausgangsnorm zur Insolvenzanfechtung 
(§  129 InsO) erfordere eine vor Verfahrenseröffnung vorgenom-
mene Rechtshandlung. Daran fehle es hier. Der Insolvenzverwal-
ter konnte aber Herausgabe nach §  816 Abs.  2 BGB verlangen. Die 
Zahlungen der Auftraggeber an den Beklagten erfolgten ohne 

5	  BGH, IX ZR 127/24, Tz. 49.
6	  Unter anderem BGH v. 12.02.2026 – IX ZR 162/24.

Berechtigung. Durch Genehmigung des Insolvenzverwalters nach 
§  185 Abs.  2 Satz 1, 1. Alt. BGB kann die Zahlung aber »wirksam« 
werden, was dann den Bereicherungsanspruch nach §  816 Abs.  2 
BGB auslöst. In der Klageerhebung liege die Genehmigung der 
Zahlung. Ein weiteres Problem des Falls, so Schoppmeyer, sei 
dann die mögliche Entreicherung nach §  818 Abs.  3 BGB gewesen. 
Hierzu habe aber der Beklagte nicht ausreichend vorgetragen. 
Schoppmeyer kommentierte noch weiter, dass die Vorinstanz kei-
ne Feststellungen zu einer Weiterreichung der vereinnahmten 
Erlöse an den Schuldner (Vater) getroffen habe. Eventuell würde 
sich (bei in einem anderen Fall unterstellten substanziierten Vor-
trag) dann die Frage der Bösgläubigkeit nach §  819 BGB stellen. 
Danach behandelte Schoppmeyer einen Fall des BGH zu gezielten 
Vermögensverschiebungen des kompletten Vermögens auf eine 
Vermögensverwaltungs-GmbH.7 Eheleute hatten ihr komplettes 
Vermögen in klar nahender Krise (Beginn von Vollstreckungsmaß-
nahmen) auf eine GmbH übertragen. Auf Weisung der Eheleute 
hatte die GmbH Honorar an eine Anwältin gezahlt. Einer der Ehe-
leute fiel in Insolvenz. Der Insolvenzverwalter machte zur 
Honorarzahlung die Vorsatzanfechtung (§  133 InsO) geltend. Die 
Vorinstanz hatte die Klage abgewiesen. Das sah der BGH – deut-
lich – anders: Nach dem Leitsatz des BGH ist die planmäßige Über-
tragung der letzten freien Vermögenswerte auf eine zu diesem 
Zweck gegründete Gesellschaft ein deutliches Indiz für einen 
Benachteiligungsvorsatz des Schuldners. Schoppmeyer nahm die 
Entscheidung zum Anlass, um die Zielsetzungen des BGH zur Vor-
satzanfechtung zu verdeutlichen. Bei der Formel des BGH von der 
»erforderlichen Gesamtwürdigung aller Umstände« (in Subsum-
tion des Benachteiligungsvorsatzes) komme es darauf an, dass 
sich die Tatsacheninstanzen nicht nur vorschnell auf lediglich ein 
Indiz stürzen. Im Anschluss an den BGH unterstrich Schoppmeyer, 
der Tatrichter habe sämtliche für den Gläubigerbenachteiligungs-
vorsatz sprechende Indizien zu prüfen. Zur Verdeutlichung, wann 
ein Benachteiligungsvorsatz angenommen werden kann, erörter-

7	  BGH v. 17.07.2025 – IX ZR 184/22 (»Asset Protection«).

Prof. Dr. Georg Bitter

RA Prof. Dr. habil. Gerrit Hölzle

VorsRiBGH Prof. Dr. Heinrich Schoppmeyer

WP Dr. Frederik Ruthardt

Fo
to

: Z
IS

Fo
to

: F
ac

hm
ed

ie
n

Fo
to

: A
nd

re
as

 B
ur

kh
ar

dt
Fo

to
: P

re
ss

ef
ot

o 
de

r K
an

zl
ei

Fo
to

: A
nd

re
as

 B
ur

kh
ar

dt

Fo
to

: F
ac

hm
ed

ie
n



IN
Da

t R
ep

or
t 0

5_
20

26

5050

Kongresse & Tagungen

te Schoppmeyer noch einige aktuelle Beispielsfälle des BGH zum 
Benachteiligungsvorsatz: Das Ausmaß eines finanziellen Desas-
ters (z. B. deutliche Zahlungseinstellung mit hohen fälligen Ver-
bindlichkeiten) kann, ggf. in Kombination mit einer inkongruen-
ten Deckung, für einen Benachteiligungsvorsatz sprechen.8 
Weitere Fälle: Übertragung nahezu des gesamten Vermögens an 
nahe Angehörige im Zusammenhang mit gerichtlichen Inan-
spruchnahmen9, Höhe der offenen Verbindlichkeiten in der Regel 
allein kein ausreichendes Indiz, aber dann, wenn wegen der abso-
luten Höhe der Verbindlichkeiten nach den konkreten Umständen 
von vornherein ausgeschlossen ist, dass diese noch befriedigt 
werden können.10 Dann kam Schoppmeyer zu §  134 InsO (Anfech-
tung »unentgeltliche(r)« Leistung). Zur Entscheidung des BGH 
zur (potenziellen) Anfechtung von Steuerzahlungen11 bemerkte 
er Folgendes: Die Erfüllung einer öffentlich-rechtlichen Verbind-
lichkeit/Verpflichtung ist grundsätzlich entgeltlich. Auf eine 
konkrete Gegenleistung des Staates kommt es (selbstverständ-
lich) nicht an. Die Gegenleistung liegt in der Befreiung von der 
öffentlich-rechtlichen Verpflichtung. Steueranmeldungen be-
gründen ebenso wie der Steuerbescheid eine Leistungsverpflich-
tung des Schuldners. Auch die Begleichung materiell-rechtlich 
ggf. angreifbarer oder nicht bestehender Verbindlichkeiten sei 
deshalb grundsätzlich nicht unentgeltlich. Die Grenze – mit der 
Folge der Annahme einer Unentgeltlichkeit – sei ausnahmsweise 
dann erreicht, wenn der Schuldner durch sein eigenes Verhalten 
dazu beitrage, dass eine Steuerschuld entstehe, die – offenkun-
dig – bei objektiver Würdigung von Sachverhalt und Rechtslage 
nicht in Betracht komme. Zu den Erwägungen des BGH unterstrich 
Schoppmeyer, dem BGH gehe es insbesondere um den Schutz der 
Bestandskraft von Verwaltungsentscheidungen, ggf. aber auch 
von Urteilen, zu denen §  134 InsO kein »Sonderrechtsmittel« er-
öffne. Der Referent besprach weitere Entscheidungen (insbeson-
dere zu §  134 InsO) zu Zahlungen im Drei-Personen-Verhältnis.12 
Er befasste sich dazu mit der Abgrenzung vom Zwei- zum Drei-
Personen-Verhältnis. An einer Drittleistung der späteren Insol-
venzschuldnerin (dieser Verwalter ficht nach §  134 Abs.  1 InsO 
an) fehlt es, wenn bei Einschaltung von Zwischenpersonen nach 
dem objektiven Empfängerhorizont des potenziellen Anfech-
tungsgegners eine Leistung seines Forderungsschuldners vor-
liegt.13 Im Rahmen des §  134 InsO liegt aber (bereits dann) ein 
Drei-Personen-Verhältnis vor, wenn nach objektiven Kriterien aus 
der Sicht des Zahlungsempfängers der Vertragspartner eine dritte 
Person in den Zuwendungs- oder Gegenleistungsvorgang einge-
schaltet hat, ohne dass diese dritte Person eine eigene Verpflich-
tung zur Leistung an den Empfänger traf. In Abgrenzung (ggf. 
auch in Einschränkung) der soeben zitierten Entscheidung (BGH, 
IX ZR 126/17) aus dem Jahr 2018 muss, um zur Anwendung des 
8	  BGH v. 24.07.2025 – IX ZR 134/23.
9	  BGH v. 05.12.2024 – IX ZR 42/24.
10	  BGH v. 18.04.2024 – IX ZR 239/22.
11	  BGH v. 31.07.2025 – IX ZR 32/24.
12	  BGH v. 23.10.2025 – IX ZR 125/23.
13	  BGH v. 05.07.2018 – IX ZR 126/17, Tz. 14 ff.

§  134 InsO (Drei-Personen-Verhältnis) zu gelangen, nach BGH, 
IX  ZR 125/23 die Person des konkret Leistenden für den Leis-
tungsempfänger nicht erkennbar gewesen sein. Weiter widmete 
sich Schoppmeyer §  131 InsO und der Anfechtung von Vollstre-
ckungsmaßnahmen wegen Inkongruenz. Es ging um einen Fall zu 
einer »freundlichen« Vollstreckung durch einen Sozialversiche-
rungsträger.14 LG und OLG hatten eine freundlich formulierte 
Zahlungserinnerung mit Hinweis »andernfalls … Zwangsvoll-
streckung« nicht unter §  131 InsO (Vollstreckungsakte im Drei-
Monats-Zeitraum vor Antragstellung = inkongruent) subsumiert. 
Das hat der BGH anders gesehen. Eine Zahlung des späteren 
Schuldners an einen Sozialversicherungsträger innerhalb von 
drei Monaten vor Insolvenzantragstellung bleibt auch dann als 
Zwangsvollstreckungsakt wegen Inkongruenz anfechtbar, wenn 
die Zahlungsaufforderung »freundlich« formuliert war. 

Überlegungen und Vorschläge 
zur StaRUG-Evaluation

RA Prof. Dr. habil. Gerrit Hölzle (Görg Partnerschaft von 
Rechtsanwälten mbB) referierte zu Aspekten der Evaluation des 
StaRUG. Wegen des Potenzials des Herausdrängens von Altgesell-
schaftern, so erinnerte Hölzle, sei das Wort »StaRUG« das Bör-
senunwort des Jahres 2024 gewesen. Nach Art.  33 der EU-Restruk-
turierungsrichtlinie müsse der EU-Kommission bis zum 17.07.2026 
ein Bericht über die Auswirkungen der Richtlinie vorgelegt wer-
den. Anders als beim ESUG evaluiere diesmal das BMJ »inhouse«. 
Dabei, was am »Markt« bemerkbar sei, betreibe das BMJ aber er-
heblichen Aufwand (Einbeziehung aller Verbände und Auswertun-
gen aller Tagungen/Kongresse). Hölzle betonte vorab, dass das 
StaRUG als grundsätzlich gutes Gesetz in der Praxis angekommen 
sei. Es gehe daher tendenziell darum, einige schlanke Anpassun-
gen und Klarstellungen vorzunehmen. Hölzle kritisierte, dass 
partiell einige Richter statistisch gesehen nur »knapp« mit einem 
StaRUG-Verfahren pro Jahr befasst seien. In diesen Fällen hätten 
die Gerichte oft zu wenig Erfahrung. Hölzle erwähnte, dass etwa 
80 % der von ihm entworfenen Restrukturierungspläne nie hätten 
eingereicht werden müssen. Schon aufgrund der Druckwirkung 
der Entwürfe sei ein Verhandlungsergebnis erzielt worden. An-
passungsbedarf sah Hölzle bei §  31 StaRUG, der aktuell keine Ein-
gangsprüfung vorsehe. Oft würden die StaRUG-Anzeigen nur ab-
geheftet. Er schlug vor, bei §  31 StaRUG unter Abs.  2 Nr. 4 eine 
neue Ziffer anzuhängen: Der Antragsteller (Schuldner) müsse 
durch eine begründete Liquiditätsplanung mit erläuterten und 
glaubhaft gemachten Prämissen unterlegen, (nur) drohend zah-
lungsunfähig zu sein. Weiter schlug er zur Verbesserung vor, in 
§  76 Abs.  1 Satz 1 StaRUG einen neuen Satz einzufügen, wonach 
der Restrukturierungsbeauftragte diese Liquiditätsplanung in-
nerhalb von 14 Tagen prüfen solle. Weiter widmete sich Hölzle den 
14	  BGH v. 22.05.2025 – IX ZR 80/24.
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§§  2, 3 RegE-StaRUG, die bekanntlich »auf den letzten Metern« 
vom Rechtsausschuss gestrichen wurden (sog. Shift of Duties). 
Hölzle plädierte für eine Einführung des Vorrangs des Gläubiger-
interesses entsprechend §§  2, 3 RegE-StaRUG. Allerdings müsse 
den Gesellschaftern weiterhin – im Vorfeld und rechtzeitig – Ge-
legenheit gegeben werden, die Krise abzuwenden. Auch sei zu 
erwägen, den Vorrang des Gläubigerinteresses (den sog. Shift) 
nur auf die Fortbestehensprognose des §  19 InsO zu beziehen 
(und damit auf den Zwölf-Monats-Zeitraum der Vorschrift). Je-
denfalls sei eine Zustimmungspflicht der Gesellschafter für ein 
StaRUG-Vorhaben dann nicht erforderlich, wenn die Gesellschaf-
ter Gelegenheit zur Krisenbeseitigung hatten. Kritisch berichtete 
Hölzle zudem über mögliche Konstellationen, in denen im Vorfeld 
eines StaRUG-Reorganisationsplans bestimmte (unangenehme) 
Gläubiger befriedigt würden, sodass dann mit »angenehmen« 
Planbetroffenen (Anmerkung des Verfassers dieses Beitrags: 
eventuell mithilfe des Obstruktionsverbots) »passende« Lösun-
gen im anschließenden Restrukturierungsplan gefunden würden.

StaRUG-Aspekte: Vorgespräch, 
Vergleichsrechnung, Moratorium

Hölzle schlug vor, auch im StaRUG-Vorhaben ein Vorgespräch 
»analog« §  10a InsO gesetzlich einzuführen, aber ohne die Grö-
ßenkriterien der InsO. Zudem sprach er sich für eine weitere Ge-
richtskonzentration aus. Seinen Wunsch – nur ein Restrukturie-
rungsgericht für ganz Deutschland – bezeichnete er aber in Bezug 
auf die Umsetzung als wenig wahrscheinlich. Anschließend wid-
mete sich Hölzle dem sog. Kapitalschnitt. Schon weil durch den 
Kapitalschnitt in der Regel die Alt-Gesellschafter stets (ganz oder 
eventuell in Teilen) aus der Gesellschaft herausgedrängt werden 
sollen, seien die Alt-Gesellschafter stets Planbetroffene. Hölzle 
bezeichnete es als »h. M.«, wonach eine besondere gesellschafts-
rechtliche Rechtfertigung für den Bezugsrechtsausschluss im 
Rahmen des StaRUG nicht erforderlich sei. Insgesamt sah er in Er-

örterung der gesetzlichen Vorschriften und auch der praktischen 
aktuellen Auswirkungen keinen grundsätzlichen Änderungsbe-
darf. Hölzle plädierte (im Zusammenhang mit dem Kapitalschnitt) 
jedoch für die explizite Zulassung reiner Gesellschafterpläne. 
Dann ging der Referent auf die Vergleichsrechnung ein (§  6 Abs.  2 
StaRUG). Man dürfe (aktuell) keinem Richter deswegen böse sein, 
wenn dieser in oft kurzer Zeit die »dicke« Vergleichsrechnung nicht 
prüfen könne. Zu Recht werde aber eingewandt, dass die Ver-
gleichsrechnung z. T. schwer zu prüfen sei, z. T. zu oberflächlich sei 
und z. T. auch zu vorschnell vom Gericht akzeptiert werde. Hölzle 
plädierte zur Vergleichsrechnung für eine gesetzliche Ergänzung 
dahin gehend, dass die zugrunde gelegten Annahmen und Prämis-
sen schriftlich und plausibel erläutert werden müssten und zudem 
vom Schuldner glaubhaft zu machen seien. Der Gesetzgeber solle 
in §  76 Abs.  2 Nr. 4 StaRUG (neu) eine frühzeitige Prüfungspflicht 
des Restrukturierungsbeauftragten zur Vergleichsrechnung ein-
führen. Hölzle sprach sich zudem noch für eine gesetzliche Ergän-
zung zur Einführung eines Moratoriums aus.15 Danach sollen be-
stimmte Verbindlichkeiten »als nicht ernsthaft eingefordert 
gelten«, eventuell in Kombination mit einem Klageverbot. Das 
Fazit des Referenten: Weitgehend sei das StaRUG in Ordnung.

Zahlungsunfähigkeit: aktuelle 
Entwicklungen der Rechtsprechung

Danach referierte Georg Bitter zu Aspekten der Rechtspre-
chung zur Zahlungsunfähigkeit. Zunächst ging er auf einige 
Grundlagen16 ein. Er erörterte einleitend den Gang der Rechtspre-
chung (die Entscheidung des BGH aus 2005 zur 10-%-Vermu-
tungsregelung und die Entscheidung zu den sog. Passiva II aus 

15	  �Vgl. LG Stuttgart, Urt. v. 12.05.2025 – 6 O 206/24, Zulässigkeit einer 
Leistungsklage trotz Restrukturierungsvorhaben nach dem StaRUG.

16	  �Die sehr prägnanten Folien von Bitter mit umfassenden Rechtspre-
chungs- und Literaturnachweisen sind in ähnlicher (z. T. noch 
ausführlicherer) Form auch im Internet zugänglich, vgl. www.jura.
uni-mannheim.de/media/Lehrstuehle/jura/Bitter/Dateien/Vortraege/ 
1/vortrag-zahlungsunfaehigkeit-2026-04-25.pdf.
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2017).17 Bitter führte weiter zur Entwicklung der Rechtsprechung 
aus, dass die vom BGH verwendeten Begriffe »Liquiditätsbilanz, 
Liquiditätsstatus, Finanzplan« innerhalb der Rechtsprechung 
und auch in der Literatur nicht einheitlich verwendet werden. Un-
ter »Liquiditätsstatus« kann man die auf einen bestimmten Stich-
tag bezogene Gegenüberstellung der Aktiva I/Passiva I verstehen 
und unter Liquiditätsbilanz die Prüfung der Entwicklung der 
Lücke im Drei-Wochen-Zeitraum.18 Dann ging Bitter auf die viel 
diskutierte Entscheidung des BGH vom 28.06.2022 zur sog. Stich-
tagskette ein.19 Der Referent unterstrich, dass die Entscheidung 
des BGH keine Änderung in Bezug auf die frühere Rechtsprechung 
zur Zeitraumbetrachtung und die bisher vom BGH erörterten Be-
rechnungsmethoden enthalte. Die Entscheidung zur Stichtags-
kette beziehe sich schon vom Wortlaut der Entscheidung des BGH 
(»… spricht auch nichts dagegen zur Darlegung der Zahlungsun-
fähigkeit …« – Hervorhebung durch den Verfasser) nur auf die 
Darlegungslast.20 Bitter wies unter Bezugnahme auf einen Aus-
tausch mit Volker Sander (Richter am BGH, II. Zivilsenat) darauf 
hin, dass die Entscheidung zur Stichtagskette vom Sachverhalt 
her einen Sonderfall betroffen habe (Cashpool eines Konzerns, 
klagender Insolvenzverwalter nur über das Vermögen einer Toch-
tergesellschaft ohne Gesamtüberblick über den Gesamtkonzern; 
überspannte Anforderungen des OLG an die Darlegungslast zu 
einem Gesamt-Cashpool, zu dem der Insolvenzverwalter im Ver-
fahren über die Tochtergesellschaft nichts vortragen konnte).

Bloße Möglichkeit zur Generierung 
von Liquidität als Liquidität?

Weiter vertrat Bitter die Ansicht, dass bei den Aktiva II auch die 
bloße Möglichkeit, Liquidität zu generieren, in die Aktiva II einbe-
zogen werden müssten, auch wenn diese Liquidität nicht realisiert 
würde.21 Eine Grenze sei jedoch dort erreicht, wo die Verwertung 
von Vermögensgegenständen, um Liquidität zu generieren, zu ei-
ner Betriebseinstellung führe oder führen könne.22 Die These von 
Bitter löste eine (wie immer auf der Tagung) lebhafte und frucht-
bare Diskussion aus: Von Teilnehmern wurde eingewandt, dass so, 
falls nicht realisierte (aber realisierbare) Liquidität zur Vermei-
dung von Zahlungsunfähigkeit genüge, der Schuldner eine »Bug-
welle« einer Lücke vor sich herschieben könne, was nach der BGH-
Rechtsprechung nicht gewollt sei. Bitter ging noch auf weitere 
Konstellationen der Darlegungslast ein: Ein Geschäftsführer, der 
entgegen der Buchhaltung die »Fälligkeit« zu einer Zahlungs-
pflicht bestreiten will, hat eine erhöhte Darlegungslast. Diese 
Rechtsprechung gilt nicht für den Anfechtungsgegner.23 Weiter 

17	  BGH v. 24.05.2005 – IX ZR 123/04 und BGH v. 19.12.2017 – II ZR 88/16.
18	  Vgl. dazu Bitter/Berberich, ZIP 2026, 833, 835.
19	  BGH, II ZR 112/21.
20	  BGH, a  a. O. unter Tz. 14. 
21	  Bitter/Berberich, ZIP 2026, 833 und 905.
22	  �OLG Düsseldorf v. 19.09.2024 – 12 U 57/23 (betriebsnotwendiges 

Warenlager kein einsatzfähiges Vermögen = keine Liquidität). 
23	  BGH v. 18.04.2024 – IX ZR 129/22. 

erörterte Bitter die Frage, wie (aus Sicht des Schuldners) mit strit-
tigen Zahlungspflichten im Zusammenhang mit dem Insolvenzan-
trag und der Insolvenzeröffnung umzugehen sei. Kommt es auf die 
einzige Forderung des Gläubigers beim Insolvenzantrag als ent-
scheidenden Insolvenzauslöser an, muss diese Forderung voll be-
legt sein. Das Insolvenzgericht ist nicht berufen, den Bestand 
rechtlich zweifelhafter Forderungen zu klären.24 Weiter ging Bitter 
der Frage nach, ob auch aufgrund eines vorläufig vollstreckbaren 
Titels infolge eines Gläubigerantrags die Insolvenz eröffnet wer-
den dürfe. Nach jüngerer Rechtsprechung des BGH würden auch 
vorläufig vollstreckbare Titel als entscheidende Ursache für die 
Insolvenzeröffnung genügen.25 Bitter hatte Bedenken, dass ein 
vorläufig vollstreckbarer Titel zur Insolvenzeröffnung ausreiche. 
Dem Schuldner würden Rechtsschutzmöglichkeiten genommen. 
Allerdings könne eine streitige Zahlungspflicht jedenfalls dann die 
Zahlungsunfähigkeit auslösen, wenn die Forderung tituliert sei 
und der Schuldner aufgrund der begonnenen Vollstreckung zu de-
ren Abwendung »Geld hinlegen« müsse.26

Werkzeugkasten des IDW: Restruktu-
rierungsplan, Vergleichsrechnung

Nach der Mittagspause stellten RA/WP/StB Jens Weber (Ader-
hold) und WP/StB Michael Hermanns (Buth & Hermanns) Emp-
fehlungen des IDW zu dem StaRUG-Restrukturierungsplan, zur 
Quotenvergleichsrechnung und insbesondere zur Going-Concern- 
Bilanzierung dar. Weber ging einleitend auf den Restrukturie-
rungsplan ein. Das IDW plane dazu einen weiteren Standard (ggf. 
ES 18). Er lobte zum Restrukturierungsplan, dass grundsätzlich 
nur die Planbetroffenen informiert würden, im Übrigen aber Still-
schweigen gewahrt bleibe. Weber kritisierte zum StaRUG, dass 
dieses nicht für leistungswirtschaftliche Sanierungen geeignet 
sei. Das Konzept der EU-Restrukturierungsrichtlinie habe sich 
hauptsächlich gegen Kreditinstitute gerichtet. Des Weiteren er-
örterte er Einzelheiten der Gruppenbildung im Restrukturie-
rungsplan. Wer bei der Abstimmung nicht komme, gelte als Ge-
genstimme (anders als im Insolvenzplanverfahren). Das erfordere 
eine enge Einbindung der Planbetroffenen. Weiter ging Weber auf 
die positive insolvenzrechtliche Fortbestehensprognose (Über-
schuldungsprüfung/§  19 InsO) ein. Der Wirtschaftsprüfer habe in 
der Beratungssituation hier die schwierige Aufgabe, zur Vernei-
nung eines Insolvenzgrunds wegen Überschuldung die Erfolgs-
aussichten eines Restrukturierungsplans antizipieren zu müssen. 
Das erfordere auch teilweise die Beurteilung rechtlicher Aspekte. 
Zur Quotenvergleichsrechnung enthielten die Folien von Weber 
zahlreiche Beispielrechnungen und Beispielsfälle. Hermanns be-
tonte in seinem Vortrag mit Blick auf §  1 StaRUG die Notwendig-
keit einer – integrierten – Unternehmensplanung. 

24	  Vgl. BGH v. 19.12.1991 – III ZR 9/91 sowie BGH v. 22.05.2025 – IX ZB 38/24.
25	  �Vgl. BGH v. 23.01.2025 – IX ZR 229/22 (der Fall betrifft allerdings eine 

Insolvenzanfechtung).
26	  Vgl. BGH, IX ZR 229/22 unter Tz. 34.
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Er unterstrich weiter, dass es bei §  1 StaRUG um eine Dokumen-

tationspflicht gehe. Allein die Planung reiche nicht. Diese müsse 
nicht nur regelmäßig fortgeschrieben werden, sondern es müssten 
auch Prüfprozesse im Betrieb dokumentiert werden. Ohne eine 
solche Dokumentation drohe einem Geschäftsführer (nebst seinem 
Berater) in einer Folgeinsolvenz eine Haftungsinanspruchnahme. 
Hermanns plädierte dafür, dass §  1 StaRUG Anlass sein müsse, 
auch Geschäftsführer kleinerer GmbHs dahin zu bewegen, Früh-
warnprozesse im Betrieb zu dokumentieren und die Prüfprozesse 
in Abständen fortzuschreiben. Er hob hervor, dass eine belastbare 
Unternehmensplanung eine gute Datengrundlage erfordere. Die 
Prämissen (etwa die Erwartungen zu Umsatz, Fixkosten, Material
einsatzquote) seien gut zu begründen und ebenfalls zu dokumen-
tieren. Bei Gruppengesellschaften sei eine Konzernplanung zwar 
gut. Hermanns bemerkte aber, dass die Insolvenzgründe nach wie 
vor – rechtsträgerbezogen – je Einzelgesellschaft zu prüfen seien 
und diese Prüfung ebenfalls zu dokumentieren sei. Auf Teilneh-
merfrage zum regelmäßigen Soll-Ist-Abgleich mit der Planung 
betonte Hermanns die Bedeutung aktueller betriebswirtschaftli-
cher Auswertungen. Selbstverständlich müssten die aktuellen 
Zahlen aus der Buchhaltung mit den Planzahlen abgeglichen wer-
den. In Bezug auf die Going-Concern-Bilanzierung unterstrich 
Hermanns weiter, dass der Abschlussprüfer nach §  317 Abs.  4a 
HGB nicht zur Prüfung etwaiger Insolvenzgründe verpflichtet sei. 
Hermanns ging auf Einzelheiten der Going-Concern-Bilanzierung 
ein. Nach §  252 Abs.  1 Nr. 2 HGB bestehe – in Bezug auf die Bewer-
tung der Wirtschaftsgüter – grundsätzlich die Vermutung einer 
Fortführung. Auch die Insolvenz führe (im Anschluss an die Recht-
sprechung des BGH27) nicht zwingend zur Annahme der Bewertung 
zu Zerschlagungswerten. Es komme darauf an, ob der Insolvenz-
verwalter stilllegen müsse oder ob noch Fortführungsaussichten 
(eventuell in Kombination mit einem Insolvenzplan) bestünden. 
Dann behandelte Hermanns die Bedeutung der Berichtspflicht des 
Wirtschaftsprüfers. Er erwähnte den Standard des IDW zur Bilan-
zierung nach Going Concern und das »Papier« mit Fragen und Ant-
worten. Covenant-Verletzungen in Vereinbarungen mit Banken 
würden in der Regel ein Hindernis zur Annahme von Going Concern 
darstellen (Anmerkung des Verfassers: wegen Kündigungsmög-
lichkeit der Bank bei Bruch dieser Vereinbarungen).

Unternehmensbewertung, 
Debt-Equity-Swap

WP Dr. Frederik Ruthardt (RSM Ebner Stolz) widmete sich  
der Unternehmensbewertung beim Debt-Equity-Swap (D-E-S). 
Ruthardt bezeichnete den D-E-S als häufiges Instrument zur 
Übernahme eines Unternehmens. Fremdkapital werde zu Eigenka-
pital. Die Altaktionäre seien dann regelmäßig »draußen«. Der 
D-E-S erfordere eine Unternehmensbewertung sowie die Bewer-
tung der Forderungen (die eingebracht werden sollen) und der 

27	  BGH v. 26.01.2017 – IX ZR 285/14, Tz. 25, 27, 28.

Umtauschverhältnisse. Ruthardt verwies auch auf die Möglichkeit 
einer verkürzten Unternehmensbewertung in Form einer »Fair-
ness Opinion«. Zur Unternehmensbewertung unterstrich der Re-
ferent drei Schritte: Erstens Bewertung der Forderung und des 
Unternehmens zu den aktuellen Verhältnissen (ohne Sanierungs-
maßnahmen), zweitens den Sanierungsgewinn durch die Sanie-
rungsmaßnahmen und drittens die Verteilung des Sanierungsge-
winns. Er hatte dazu in seinen Folien viele Berechnungsbeispiele. 
Letztlich sorge der Bewertungsprozess bei allen Unsicherheiten 
für Transparenz und eine gute Kommunikationskultur. »Den« rich-
tigen Wert gebe es nicht. Der Referent hob hervor, dass das IDW 
seit dem 08.04.2026 einen neuen Standard S 1 zur Unternehmens-
bewertung veröffentlicht habe.28 Die Bewertung sei oft von sub-
jektiven Einschätzungen geprägt. Der neue S 1 unterstreiche aber 
die Notwendigkeit der Verplausibilisierung in objektiver Hinsicht. 
Der Referent ging weiter auf Bewertungsfragen bei Umsetzung 
des D-E-S durch einen Kapitalschnitt ein.

Haftung des Berufsträgers/
Insolvenzvertiefungsschaden

Im zweiten Workshop ging RA/WP/StB Rüdiger Kober (BKS 
Rechtsanwälte) auf Aspekte der Haftung des Berufsträgers ein. In 
Bezug auf Abschlussprüfer – bei Prüfung des Jahresabschlusses  – 
verwies er auf den Standard IDW PS 270 n. F., dort auf die Textzif-
fer A12. Danach ist ein Abschlussprüfer, der auf Grundlage seiner 
Prüfung eine Insolvenzgefahr erkennt, verpflichtet, die gesetzli-
chen Vertreter auf ihre insolvenzrechtlichen Verpflichtungen hin-
zuweisen (Prüfung der Insolvenzgründe veranlassen). Kober be-
tonte – in dem sehr transparenten und praxisnahen Referat –, dass 
er sein Referat grundsätzlich aus der Perspektive eines Beklagten-
vertreters (in Regress genommener/beklagter Berufsträger) halte. 
Er berichtete über PKH-Anträge von klagenden Insolvenzverwal-
tern. Auch beim PKH-Antrag sei zum Vertiefungsschaden wegen 
angeblich verzögerter Insolvenzantragstellung substanziiert vor-
zutragen. Es sei stets eine Schadenermittlung durch Erstellung von 
zwei Überschuldungsbilanzen erforderlich: zum Zeitpunkt der tat-
sächlichen Insolvenzantragstellung und zum Zeitpunkt der fikti-
ven/geforderten Insolvenzantragstellung. Kober behandelte eine 
Entscheidung des OLG Düsseldorf zu Abweichungen eines Wirt-
schaftsprüfers von IDW-Verlautbarungen.29 Das OLG habe zwar fest-
gestellt, dass die IDW-Verlautbarungen keine verbindlichen Wei-
sungen enthalten. Nach Auffassung des OLG führt allein eine 
Abweichung von den IDW-Vorgaben nicht zur Annahme einer 
Pflichtverletzung. Auf Teilnehmerfrage und eine hierzu ent-
brannte Diskussion betonte Kober, dass es zu empfehlen sei, bei 
einer Abweichung von IDW-Vorgaben diese Abweichung sorgfältig 
zu begründen. Ein Insolvenzverwalter, der Wirtschaftsprüfer in 
Anspruch nehmen wolle, müsse konkret erforderliche Prüfungs-

28	  �Vgl. dazu auch die Zusammenfassung des IDW auf der Website des IDW 
(aktuell) v. 09.04.2026.

29	  OLG Düsseldorf v. 18.06.2021 – 22 U 31/20.
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5454 handlungen vortragen. Wolle der Kläger eine Pflichtverletzung 
vortragen, müsse ebenso konkret die Abweichung von der gebo-
tenen Prüfungshandlung vorgetragen werden. Kober führte wei-
ter aus, dass der Abschlussprüfer sich zum Jahresabschluss eine 
Planungsrechnung vorlegen lassen müsse. In der regen Diskus
sion, die während des Referats mehrfach aufkam, wurde die Frage 
gestellt, inwieweit ein Steuerberater – der einen Jahresabschluss 
erstellt – sich betriebswirtschaftliche Auswertungen vorlegen las-
sen müsse, ggf. auch noch nach dem Bilanzstichtag. Kober und die 
Teilnehmer (u. a. Georg Bitter) waren sich dahin gehend einig, dass 
es keine Pflicht des Steuerberaters gebe, die BWAs nach dem Bi-
lanzstichtag nachzuverfolgen und eventuelle Verluste nach einem 
Bilanzstichtag einer Eigenkapitalprüfung zu unterziehen. Eine 
Pflichtverletzung komme nur dann in Betracht, wenn Steuerberater 
oder Wirtschaftsprüfer »offenkundige« (vgl. auch §  102 StaRUG) 
Anhaltspunkte für Insolvenzreife hätten. Es gebe deshalb keine 
Nachforschungspflichten, etwa zur Beobachtung von BWAs. Ir-
gendwann – bei nachhaltigen Verlusten – müsse natürlich (einzel-
fallabhängig) der Verlust des Eigenkapitals auffallen. Zur Über-
schuldungsprüfung bezeichnete Kober die Fortbestehensprognose 
als praktisch vorrangig (vor dem Vergleich von Aktiva/Passiva, da 
unter Zugrundelegung von Liquidationswerten dieser Vergleich re-
gelmäßig zur Annahme von Überschuldung führe).

Werde von einem klagenden Insolvenzverwalter gegenüber ei-
nem Wirtschaftsprüfer oder Steuerberater (oder einem sonstigen 
krisennah tätigen Berufsträger, etwa Unternehmensberater) be-
hauptet, der Berater hätte den Geschäftsführer früher auf die Not-
wendigkeit der Prüfung der Insolvenzgründe hinweisen müssen, so 
sei (bei unterstellter Pflichtverletzung) der Kausalitätsnachweis 
(hätte der Geschäftsführer bei früheren Hinweisen den Insolvenz
antrag gestellt, eventuell wann?) die regelmäßig größte Hürde für 
den klagenden Insolvenzverwalter. Kober stellte fest, dass viele 
Klagen von Insolvenzverwaltern gegen Geschäftsführer/Berater 
(aus dem Gesichtspunkt der Geltendmachung eines Insolvenzver-
tiefungsschadens) an dieser Hürde scheitern würden. Der Referent 
verwies auf mehrere Entscheidungen des OLG Düsseldorf30 und des 
OLG Stuttgart31, die dem Kläger für ein beratungsgerechtes Verhal-
ten die volle Darlegungs- und Beweislast zur Kausalität einer 
Pflichtverletzung (für die unterlassene Insolvenzantragsprüfung) 
auferlegen. Kober hatte zahlreiche Beispiele zu Fällen, in denen der 
Kläger seiner Darlegungslast zur Kausalität (ggf. einzelfallabhängig 
im Hinblick auf substanziiertes Bestreiten) nicht nachgekommen 
ist.32 Weiter verwies Kober auf Fälle einer Klage des Insolvenzver-
walters gegen einen Steuerberater (Ersatz des Insolvenzvertie-
fungsschadens) bei paralleler Geltendmachung von Anfechtungsan-
sprüchen nach §  133 InsO gegen weitere Beteiligte. Das OLG Koblenz 
hat entschieden, dass der Benachteiligungsvorsatz des Geschäfts-
führers nach §  133 InsO identisch mit dem Insolvenzverschlep-
pungsvorsatz nach §  15a InsO sein kann. Das kann entweder zur 
Annahme führen, dass der Geschäftsführer sich nie beratungsge-

30	  Urt. v. 24.09.2024 – 23 U 217/22.
31	  Urt. v. 27.10.2020 – 12 U 82/20 unter Rz. 65.
32	  LG Ingolstadt, Beschl. v. 22.05.2023 – 81 O 2018/22.

recht verhalten hätte (kein Kausalitätsnachweis für den Kläger 
mehr möglich), mag aber auch (Anm. des Verfassers) eventuell zu 
einem Haftungsausschluss nach §  254 BGB führen.33 Ebenso kann 
das strafbare Verhalten eines Erfüllungsgehilfen der Geschäfts-
leitung oder eine grobe Fahrlässigkeit des Geschäftsleiters zum 
Anspruchsausschluss bei Klagen gegen den Berufsträger füh-
ren.34 Kober ging noch auf starke Literaturansichten ein, wonach 
der Insolvenzverwalter nicht berechtigt ist, den Insolvenzvertie-
fungsschaden geltend zu machen.35 Weiter erörterte Kober diver-
se Aspekte des Vertrags mit Schutzwirkung für Dritte und versi-
cherungsrechtliche Aspekte (wissentliche Pflichtverletzung/
Kardinalpflichtverletzung?).36

Geschäftsleiterpflichten 
in der Sanierung

Prof. Dr. Christoph Thole (Direktor des Instituts für Verfahrens-
recht und Insolvenzrecht, Universität zu Köln) befasste sich in 
seinem Referat mit drei Aspekten: allgemeine gesellschaftsrecht-
liche Sanierungspflichten, Haftungsregeln im StaRUG und Haf-
tung in der Eigenverwaltung. In Subsumtion von §  43 Abs.  2 
GmbHG/§  93 Abs.  2 AktG betonte Thole, dass es eine Sanierungs-
pflicht der Geschäftsleitung gibt (Beobachtungspflicht, Einrich-
tung von Frühwarnsystemen, Sanierungsprüfung; auch Folge von 
§  1 StaRUG). Thole führte aus, dass selbst bei einer unterstellten 
Pflichtverletzung der Nachweis von Kausalität und Schaden in der 
Regel sehr schwierig sei. Ein Teilnehmer beschrieb eine Konstella-
tion, in der ein Geschäftsführer abgesetzt worden sei und der Nach-
folgegeschäftsführer zügig saniert habe. Das, so der Teilnehmer, 
könnte dann mal (eher ausnahmsweise) eine Konstellation sein, in 
der Kausalität und Schaden nachgewiesen werden könnten, so je-
denfalls die Auffassung des Teilnehmers. Thole ging auf Einzelhei-
ten der Tatbestandsmerkmale des §  1 StaRUG ein. Er berichtete 
über Literaturansichten, wonach aus dem StaRUG auch eine Pflicht 
zu einer Liquiditätsplanung für 24 Monate folge.37 Das IDW geht 
jedenfalls von der Verpflichtung zur Erstellung einer integrierten 
Unternehmensplanung aus (IDW S 16). Eine »bestandsgefährden-
de Entwicklung« i. S. d. §  1 Abs.  1 Satz 1 StaRUG könne auch Situa
tionen vor Eintritt der drohenden Zahlungsunfähigkeit betreffen. 
Thole ging der Frage nach, was geeignete Gegenmaßnahmen sein 
könnten. Jedenfalls enthalte §  1 StaRUG kein Zahlungsverbot. 
Thole erörterte weiter die Reichweite des Weisungsrechts von Ge-
sellschaftern. Verstöße gegen §  1 StaRUG könnten nur eine Innen-
haftung gegenüber der Gesellschaft auslösen. §  1 StaRUG sei kein 
Schutzgesetz mit Außenwirkung. Thole berichtete über Fälle, in 

33	  OLG Koblenz, Urt. v. 30.10.2020 – 3 U 47/20.
34	  OLG Stuttgart, Urt. v. 24.05.2022 – 12 U 298/21.
35	  �Meixner, DStR 2018, 1025, sowie Brügge, u. a. VersR 2018, 705, sowie 

ders. VersR 2025, 1046 (Replik zu Bitter, ZIP 2025, 225); Brügge/Meixner 
folgend Bork, ZRI 2024, 229.

36	  �BGH, Urt. v. 19.11.2025 – IV ZR 66/24 zur engen Auslegung des BGH zu 
Nr. 6 ULLA und zu Zahlungen nach §  15b InsO und der erhöhten 
Darlegungslast des Versicherers im Deckungsprozess zur Behauptung 
einer wissentlichen Pflichtverletzung.

37	  D’Avoine/Michels, NZI 2022, 3.
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denen die Gesellschafter einen Geschäftsführer, der StaRUG-Maß-
nahmen plane, schnell abberufen. Auch Thole befürwortete, Vor-
schriften wie §§  2, 3 RegE-StaRUG gesetzlich einzuführen. Zu-
mindest dann, wenn, wie häufig, ohne StaRUG die Insolvenz die 
einzige Alternative sei, sei kein Gesellschafterbeschluss für 
StaRUG-Maßnahmen im Vorfeld erforderlich. Anschließend behan-
delte er (gewissermaßen auf der »Zeitachse«) die Haftung während 
der Rechtshängigkeit einer Restrukturierungssache. Die Anzeige-
pflichten nach §  42 StaRUG, u. a. §  42 Abs.  1 Satz 2 StaRUG (Anzei-
ge des Eintritts der Zahlungsunfähigkeit/Überschuldung), seien 
als Schutzgesetz i. S. d. §  823 Abs.  2 BGB anzusehen. Thole er
örterte zudem die Konstellation der Haftung bei verzögerten 
StaRUG-Vorhaben (Schäden durch eine zu lange StaRUG-Phase). 
Weiter ging er auf die Haftung in der (vorläufigen) Eigenverwal-
tung, d. h. ab dem Zeitpunkt der Insolvenzantragstellung, ein. 
§  276a Abs.  2, 3 InsO38 verweise – auch schon für das Eröffnungs-
verfahren – insbesondere auf die Vorschriften nach §§  60, 61 
InsO. Abschließend behandelte Thole noch eine Entscheidung 
des OLG Saarbrücken.39 In diesem Fall hatten die Kläger (Gesell-
schafter) den Sanierungsgeschäftsführer »ihrer« Gesellschaft 
wegen eines angeblich zu frühen »Hineindrängens« in ein 
Schutzschirmverfahren (heute §  270d InsO; §  270b InsO a. F.) in 
Anspruch genommen. Die Kläger reklamierten als Schaden den 
angeblichen Wertverlust ihrer Gesellschaftsanteile und den Ver-
lust von Ansprüchen aus betrieblicher Altersvorsorge infolge des 
Insolvenzverfahrens. Das OLG hatte in dem – vermeintlichen/
bestrittenen – »Reindrängen« in ein Insolvenzverfahren schon 
keine Pflichtverletzung gesehen. Zudem verneinte das OLG Saar-
brücken die Feststellung eines Schadens. Die Sozietät, der der 
Sanierungsgeschäftsführer angehörte, hafte schließlich nicht 
nach §  31 BGB (analog) für die Tätigkeit des Seniorpartners als 
Sanierungsgeschäftsleiter im Schuldnerbetrieb. 

KI in der Unternehmenssanierung
Abschließend hielt Legal Tech Manager Viktoria von Pfeil 

(Görg) ein Impulsreferat zum Thema KI und Unternehmenssanie-
rung/Insolvenzabwicklung. Die Referentin ging der Frage nach, ob 
KI in Zukunft eventuell komplette rechtliche Prozesse ersetzen 
38	  �§  276a Abs.  2 und 3 eingefügt mit StaRUG zum 01.01.2021 durch Gesetz 

vom 22.12.2020 (BGBl. I S. 3256).
39	  OLG Saarbrücken, Urt. v. 07.12.2022 – 5 U 67/21.

könne. Von Pfeil ging auf KI-Angebote von Legora, Claude, Libra, 
Beck-Noxtua und weiterer KI-Anbieter ein. Ziel sei zumindest die 
plausible Begleitung von Insolvenzprozessen, etwa der Insolvenz
anfechtung durch KI, weiter die Unterstützung durch KI in den 
Bereichen Insolvenzantrag, Verfassung von Berichten, Führung 
der Insolvenztabelle und Unterstützung zu einzelnen Passagen 
der jeweiligen Gutachten. Das sei derzeit alles noch in der Erpro-
bungsphase. Die Referentin und auch die Diskutanten (Bitter und 
Thole) betonten, dass eine reine KI-Lösung nicht denkbar und 
nicht ordnungsgemäß sei. Ab einem gewissen Zeitpunkt müsse der 
Mensch die (Zwischen-)Ergebnisse der KI überprüfen. Bitter be-
merkte kritisch, dass das Risiko bestehe, dass »der Mensch« die 
KI-Ergebnisse aus Nachlässigkeit zu oberflächlich prüfe und ein-
fach übernehme. Thole stimmte dem zu. Die Referentin und die 
Diskutanten waren sich einig, dass allein schon aus Reputations-
gründen eine Prüfung durch Berufsträger und auch durch ent-
sprechende Organisationsvorschriften sichergestellt sein müs-
se. Bitter sprach zudem die Problematik der Auswertung von Daten 
und den Datenschutz an. Von Pfeil betonte dazu, dass jedenfalls 
für ihre Organisation wichtig sei, dass der Server entweder in der 
Sozietät oder zumindest in Deutschland stehe. Eine Teilnehmerin 
berichtete noch von einem Fall eines Konzerns mit einer norwegi-
schen Muttergesellschaft. Die Muttergesellschaft habe im Rahmen 
von Sanierungsüberlegungen einen vollständig KI-generierten 
Forderungsverzicht nebst Besserungsschein vorgelegt. Auf Inter-
vention habe die Muttergesellschaft dann einen deutschen Anwalt 
zur Abfassung der Abrede beauftragt. Leider kann wegen der Teil-
nahme an den Parallelworkshops nicht über die Veranstaltungen 
zu den Entwicklungen im Sanierungssteuerrecht (Prof. Dr. Chris-
toph Uhländer) und über die nachhaltige Sanierung unter Beach-
tung von ESG-Kriterien (Martin Lamprecht) berichtet werden.

Fazit: Wie in den Vorjahren handelte es sich auch in diesem Jahr 
um eine Veranstaltung auf hohem wissenschaftlichen Niveau 
in Kombination mit hohem Praxisbezug. Der Teilnehmer erhält 
einen guten Gegenwert für den Aufwand (Zeit und Kosten), den 
Präsenzveranstaltungen oft mit sich bringen. Das Networking 
am Rande der Tagung ist sehr gut, auch wegen der Möglichkeit, 
mit qualifizierten Teilnehmern und Referenten typische Sachver-
haltsprobleme (z. B. zu §  17 InsO und zur Beraterhaftung) und 
Rechtsprobleme zu diskutieren. Die Teilnahme lohnt sich klar! «Fo
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